
STÄDTE- UND GEMEINDEBUND  
SACHSEN-ANHALT

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Informationszugangsrecht  
im Land Sachsen-Anhalt 

Die Landesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Informationszu-
gangsrecht im Land Sachsen-Anhalt (LT-Drs. 7/6661 vom 06.10.2020) vorgelegt, der in  
erster Lesung in der Sitzung des Landtages am 15.10.2020 ohne Debatte behandelt wurde. 
Der Gesetzentwurf wurde zur weiteren Beratung in den Ausschuss für Inneres und Sport 
überwiesen. 

Im Vorfeld hatte der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt Gelegenheit, zu dem Kabi-
nettentwurf des Gesetzes Stellung zu nehmen. In einer gemeinsamen Stellungnahme mit dem 
Landkreistag Sachsen-Anhalt haben wir grundsätzliche Bedenken nicht erhoben. 

Im Einzelnen ist auf folgendes hinzuweisen: 

1. Der Landtag von Sachsen-Anhalt hatte die Landesregierung mit Beschluss vom 
22.05.2019 (LT-Drs. 7/4429) beauftragt, das Informationszugangsgesetz Sachsen-An-
halt zu einem Informationsfreiheitsgesetz fortzuentwickeln, nachdem das E-Govern-
ment-Gesetz des Landes Sachsen-Anhalt in Kraft getreten ist. 

Bei der Fortentwicklung sollte zum einen auf die Vereinheitlichung der Informationszu-
gangsgesetze des Landes Sachsen-Anhalt hingearbeitet und andererseits die Ausschluss-
gründe in den Informationszugangsgesetzen und die Kontrollkompetenz des Landesbe-
auftragten für die Informationsfreiheit überprüft und so weit wie möglich harmonisiert 
werden.  

Des Weiteren sollte der mittelbaren Landesverwaltung, insbesondere den Städten, Ge-
meinden, Verbandsgemeinden und Landkreisen, Gelegenheit gegeben werden, Informa-
tionen in das innerhalb des Landesportals vorgesehene Informationsregister einzustel-
len, die den dort von der unmittelbaren Landesverwaltung eingestellten Informationen 
entsprechen. Diese Möglichkeit wurde bereits mit dem Gesetz zur Änderung des Infor-
mationszugangsgesetzes vom 19.06.2019 (GVBl. LSA S. 124) geschaffen. 

2. Der von der Landesregierung beschlossene Gesetzentwurf umfasst vier Artikel. 

Art. 1 enthält den Entwurf für ein Gesetz über den freien Informationszugang und das 
Informationsregister im Land Sachsen-Anhalt (Informationsfreiheitsgesetz Sachsen-An-
halt - IFG LSA), das das Informationszugangsgesetz Sachsen-Anhalt (IZG LSA) ablö-
sen soll. 

Mit Art. 2 und 3 werden das Umweltinformationsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt  
sowie das Ausführungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt zum Verbraucherinformati-
onsgesetz um Regelungen zu den Kontrollbefugnissen des Landesbeauftragten für die 
Informationsfreiheit ergänzt. 
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Art. 4 enthält Bestimmungen zum Inkrafttreten und Außerkrafttreten. Das IFG LSA soll 
danach am 01.01.2022 in Kraft treten. Gleichzeitig tritt das IZG LSA außer Kraft. 

3. Der Entwurf des IFG LSA regelt in seinem 1. Teil den Gesetzeszweck und die allgemei-
nen Bestimmungen (§§ 1 - 5). Transparenz und Offenheit sollen danach zu Leitlinien 
für das Handeln der Verwaltung werden. 

Der zweite Teil (§§ 6 - 10) befasst sich mit dem Informationsregister, seinen Inhalten 
und seiner Nutzung. Im Informationsregister werden Informationen in elektronischer 
Form zugänglich gemacht. 

Die Verpflichtung, entsprechende Informationen zu veröffentlichen und den Zugang zu 
Informationen auf Antrag zu gewähren, besteht grundsätzlich nur für die Behörden der 
unmittelbaren Landesverwaltung (§ 7 Abs. 3). Die Städte, Gemeinden, Verbandsge-
meinden und Landkreise sollen allerdings verpflichtet werden, ihre Haushalts-, Stellen-, 
Organisations-, Geschäftsverteilungs- und Aktenpläne ohne Angabe personenbezogener 
Daten unterhalb der Leitungsebene im Informationsregister zu veröffentlichen. Den 
Kommunen soll es freistehen, weitere Informationen auf freiwilliger Basis im Informa-
tionsregister zu veröffentlichen. 

Demgegenüber sind die Kommunen gemäß § 11 a Abs. 1 Satz 4 IZG LSA aktuell ledig-
lich verpflichtet, jeweils ein Portal zu bestimmen, über das sie diejenigen Informationen 
einstellen können, zu deren Einstellung die Behörden der unmittelbaren Landesverwal-
tung gesetzlich verpflichtet sind. Als Portal kann auch das Informationsregister inner-
halb des Landesportals genutzt werden. Zu veröffentlichen sind gemäß § 11 Abs. 3 IZG 
LSA die Verzeichnisse der vorhandenen Informationssammlungen und -zwecke sowie 
die Organisations- und Aktenpläne. 

Die weiteren Veröffentlichungspflichten des 14 Punkte umfassenden Kataloges aus § 7 
Abs. 1 des Entwurfes treffen ausschließlich die unmittelbare Landesverwaltung. 

Der dritte Teil (§§ 11 - 13) regelt entsprechend den bestehenden Regelungen im IZG 
LSA den Informationszugang auf Antrag, für den ein rechtliches oder berechtigtes Inte-
resse nicht dargelegt werden muss. Diese Informationspflichten treffen - wie bisher 
nach dem IZG LSA - in vollem Umfang auch Städte, Gemeinden und Verbandsgemein-
den. 

Im vierten Teil (§§ 14 -17) sind (bezogen auf die Kommunen) die Belange aufgeführt, 
die einem Informationszugang auf Antrag entgegenstehen können. Neben entgegenste-
henden öffentlichen Belangen und dem Schutz des behördlichen Entscheidungsprozes-
ses sind dies auch überwiegend grundrechtlich geschützte andere Belange, wie der 
Schutz personenbezogener Daten. 

Im fünften Teil (§§ 18 - 22) werden Regelungen zur Gewährleistung von Transparenz 
und Offenheit in Landes- und Kommunalbehörden statuiert. Neben einer Bestimmung 
zur Förderung der Transparenzpflicht der Verwaltung durch die Landesregierung sind 
hier die Aufgaben und die Stellung des Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit 
beschrieben. Darüber hinaus wird der Rechtsweg zur Verwaltungsgerichtsbarkeit fest-
gelegt. 
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Im sechsten Teil (§§ 23 - 26) sind die Kosten, die Beteiligungspflicht des Landesbeauf-
tragten für die Informationsfreiheit sowie das Inkrafttreten und das Außerkrafttreten ge-
regelt. Die Bestimmung zu den Verwaltungskosten (§ 23) führt die entsprechende Rege-
lung des § 10 IZG LSA unverändert fort. 


